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Stellungnahmen aus der Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 BauGB Abwägungsvorschlag 

Bürger/in 1  

 

 
Der Bebauungsplan enthält Festsetzungen, welche 
die Rahmenbedingungen für alle potenziellen 
Firmenansiedlungen setzen und nicht nur für ein 
konkretes Vorhaben. Die dargelegten Argumente 
beziehen sich nicht auf den Bebauungsplan, somit ist 
eine Abwägung nicht erforderlich oder möglich. 
 Keine Abwägung erforderlich.  

 

 
Der Bebauungsplan enthält bereits gutachterlich 
geprüfte Festsetzungen bezüglich einer 
umfeldverträglichen, maximal zulässigen 
Lärmemission in jedem Baugebiet. Diese sind 
bindend und jedes geplante Vorhaben muss diesen 
Festsetzungen entsprechen. Das Lärmgutachten 
wird derzeit aktualisiert und dessen Ergebnisse 
werden in den Bebauungsplan einfließen. Bezüglich 
der übrigen immissionsschutzrechtlichen Belange 
enthält der Bebauungsplan keine Festsetzungen. 
Diese werden jedoch für die individuellen Vorhaben 
auf der Ebene des Bauantragsverfahrens geprüft. 
 Keine Abwägung erforderlich. 
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Es besteht kein Zusammenhang mit Inhalten des 
Bebauungsplans. 
 Keine Abwägung erforderlich. 

 

 
In Bezug auf die Veränderung der maximalen 
Bauhöhe im Bebauungsplan wurde das 
Landschaftsbild berücksichtigt. Die Erhöhung der 
Bauhöhe im Baugebiet GE 5b wird im Wesentlichen 
durch das ansteigende, natürliche Gelände 
ausgeglichen. 
 Keine Berücksichtigung. 
 

 

 
Es besteht kein Zusammenhang mit Inhalten des 
Bebauungsplans. 
 Keine Abwägung erforderlich. 

 

 
Die Umwidmung der Baugebiete von Industrie- in 
Gewerbegebiet ist Gegenstand der aktuell im 
Verfahren befindlichen Bebauungsplanänderung. Die 
Begriffe „Gewerbegebiet“ und „Industriegebiet“ 
werden im Sinne der Baunutzungsverordnung 
(BauNVO) verwendet. Die Gebietsart regelt die 
Zulässigkeit von Vorhaben, z.B. hinsichtlich des 
Störpotenzials für umliegende, schutzwürdige 
Nutzungen. Dabei kommt es insbesondere auf die 
Lärmemission des individuellen Vorhabens an. Ob 
ein Gewerbebetrieb dem Zweig der „Industrie“ 
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angehört oder nicht ist bei dieser Betrachtung nicht 
von Belang. 
 Keine Berücksichtigung. 
 

 

 
Es besteht kein Zusammenhang mit Inhalten des 
Bebauungsplans. 
 Keine Abwägung erforderlich. 

Bürger/in 2  

 

 
Die vorliegende 1. Änderung des Bebauungsplans 
Nr. 36 ist ein legitimes Mittel für die Stadt, ihre 
Planungshoheit wahrzunehmen. Bis zur Rechtskraft 
der 1. Änderung bleibt der ursprüngliche 
Bebauungsplan Nr. 36 von 2006 in Kraft. Der 
Flächennutzungsplan wird aufgrund der 
Umwandlung von Industrie- in Gewerbegebieten im 
Parallelverfahren geändert. Auch das stellt eine 
Möglichkeit dar, die der Gesetzgeber explizit zulässt. 
Ein Rechtsbruch oder eine Nichtanwendung von 
geltendem Recht liegen somit nicht vor. 
 Keine Berücksichtigung. 
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Es besteht kein Zusammenhang mit Inhalten des 
Bebauungsplans. 
 Keine Abwägung erforderlich. 
 

 

 
Wie bereits dargelegt, beschreitet die Stadt 
Saalfeld/Saale den allgemein üblichen und legalen 
Weg einer Bebauungsplanänderung. Das formelle 
Verfahren ist verbindlich geregelt und unterliegt 
strengen Vorschriften. Von einer „Nachlegalisierung“ 
oder dergleichen kann keine Rede sein.  
 Keine Abwägung erforderlich. 
 

 

 
Ob ein potentielles Bauvorhaben öffentliche Belange 
beeinträchtigt, muss in dem jeweiligen 
Bauantragsverfahren geklärt werden. Im 
Bebauungsplanverfahren können nur dessen eigene 
Festsetzungen geprüft und abgewogen werden. Die 
Zulässigkeit eines konkreten Vorhabens kann an 
dieser Stelle nicht beurteilt werden. 
 Keine Abwägung erforderlich. 
 

 

 
Es besteht kein Zusammenhang mit Inhalten des 
Bebauungsplans. 
 Keine Abwägung erforderlich. 
 

 

 
Die Einhaltung der Anforderungen des 
Bundesimmisionschutzgesetzes wird im Rahmen 
dieses Bebauungsplanverfahrens von den 
zuständigen Behörden geprüft. Ein Verstoß wird 
seitens des Stadtplanungsamtes jedoch nicht 
gesehen und in der Stellungnahme auch nicht 
konkret benannt. Eine Prüfung ist somit nicht 
möglich. Konzepte für den Brandschutz und für 
Gefahrenabwehr sind im Rahmen des 
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Bauantragsverfahrens für das individuelle Vorhaben 
nachzuweisen. 
 Keine Berücksichtigung. 
 

 

 
 Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

 

 
Der Bebauungsplan enthält keine Festsetzungen zu 
zulässigen Branchen und setzt kein Wohngebiet fest. 
Die Festsetzungen des Bebauungsplans stellen 
sicher, dass im Umfeld befindliche, schutzbedürftige 
Nutzungen nicht beeinträchtigt werden. 
 Keine Berücksichtigung. 
 

 

 
Es besteht kein Zusammenhang mit Inhalten des 
Bebauungsplans. 
 Keine Abwägung erforderlich. 
 

 

 
Die 1. Änderung des Bebauungsplans Nr. 36 ist nicht 
vorhabenbezogen. Die Anpassung der 
Festsetzungen über eine Bebauungsplanänderung 
unterliegt der Planungshoheit der Stadt 
Saalfeld/Saale und unterliegt außerdem der 
Abwägung und ist für Hinweise offen, was u.a. durch 
dieses Beteiligungsverfahren belegt wird. 
 Keine Abwägung erforderlich. 
 

 

  
Wie bereits dargelegt, unterliegt die Änderung eines 
Bebauungsplans der Planungshoheit der Stadt 
Saalfeld/Saale. Dies gilt unabhängig von 
Eigentumsverhältnissen oder potenziellen 
Ansiedlungsabsichten. 
 Keine Berücksichtigung. 
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Das Thüringer Landesamt für Umwelt, Bergbau und 
Naturschutz (TLUBN) sowie die Wasserbehörden 
wurde im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung der 
Träger öffentlicher Belange um Stellungnahme 
gebeten. Es wurde keine grundsätzlichen Einwände 
gegen den Bebauungsplan vorgebracht. Derartige 
„Auflagen“ sind im bisherigen Bebauungsplan nicht 
enthalten. 
 Keine Berücksichtigung. 
 

 

 
Der bisherige Bebauungsplan Nr. 36 enthält keine 
der genannten „Auflagen“ in seinen Festsetzungen. 
Es ist daher unklar, auf was verwiesen wird. Der 
Nachweis der Standsicherheit ist, auch unter der 
Beachtung der geologischen Situation, Sache des 
Baugenehmigungsverfahrens. 
 Keine Berücksichtigung. 
 
Das ursprüngliche Bodengutachten aus dem Jahr 
2002 dient nach wie vor als eine der Grundlagen der 
Bebauungsplanung. Somit werden die darin 
enthaltenen Ergebnisse weiterhin beachtet. 
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Die damalige Aussage der TLUG (jetzt: TLUBN) 
findet weiterhin Beachtung, eine Kennzeichnung auf 
der Planurkunde ist erfolgt. Eine Änderung ist nicht 
erforderlich. 
 Keine Abwägung erforderlich. 

 

 
Ohne konkrete Benennung der angezweifelten 
Sachverhalte kann der Hinweis nicht eingeschätzt 
werden. 
 Keine Berücksichtigung. 
 

 

 
Die für die Bebauungsplanung verwendeten 
Gutachten wurden bzw. werden von 
sachverständigen Büros auf dem aktuellen Stand der 
Technik erstellt. Für einen unkonkreten Zweifel an 
der Richtigkeit der Ergebnisse besteht kein Anlass. 
 Keine Berücksichtigung. 
 

 

 
Das Thema Brandschutz kann nicht auf der Ebene 
der Bebauungsplanung geprüft werden. Stattdessen 
erfolgt eine Prüfung für das individuelle Vorhaben im 
Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens. 
 Keine Berücksichtigung. 
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Für den Bebauungsplan Nr. 36 aus dem Jahr 2006 
(Rechtskraft) wurde ein Lärmgutachten erstellt. Die 
Ergebnisse resultierten in der Festsetzung der 
maximalen Lärmemission je Baugebiet. Diese 
Festsetzungen wurden in den Vorentwurf der 1. 
Bebauungsplanänderung übernommen. Das 
Lärmgutachten befindet sich derzeit in der 
Fortschreibung, die Festsetzung werden (wenn 
erforderlich) dementsprechend angepasst. Alle 
sonstigen, hier genannten Sachverhalte können auf 
der Ebene der Bauleitplanung nicht geprüft oder 
reguliert werden und sind vollständig vom 
individuellen Vorhaben abhängig. 
 Keine Berücksichtigung. 
 

 

 
Anhand der vorgesehenen Festsetzungen der 
Bebauungsplanänderung, die sich auf einem 
bestehenden Industrie- bzw. Gewerbegebiet 
erstreckt, ist kein Verlust an Wohnqualität oder 
Verkehrswert umliegender Grundstücke zu erwarten. 
Der Verfasser nennt keine konkreten Ursachen, die 
zu dem von ihm erwarteten Wertverlust führen. 
 Keine Berücksichtigung. 
  

 

 
Es besteht kein Zusammenhang mit Inhalten des 
Bebauungsplans. 
 Keine Abwägung erforderlich. 
 

 

 
Es besteht kein Zusammenhang mit Inhalten des 
Bebauungsplans. 
 Keine Abwägung erforderlich. 
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Unabhängig von der Art des Gewerbebetriebes 
wurde die tatsächlich festgesetzte Erhöhung der 
maximalen Gebäudehöhe durch ein klimatologisches 
Gutachten untersucht. Im Ergebnis sind die 
klimatischen Auswirkungen auch bei Ausreizung der 
vorgesehenen Bauhöhen sehr gering und auf die 
unmittelbare Umgebung des Baukörpers selbst 
begrenzt. Eine Beeinträchtigung des städtischen 
Klimas ist somit  nicht zu befürchten. 
 Keine Berücksichtigung. 
 

 

 
Der Bebauungsplan kann nur beschränkt 
immissionsrechtliche Grenzwerte für potenzielle 
Ansiedlungen definieren, ein Beispiel dafür ist die 
Lärmimmission. Lichtemission gehört hingegen nicht 
dazu, ein ggf. vorhandenes Störpotenzial muss für 
das konkrete Vorhaben im Bauantragsverfahren 
geprüft werden, da eine Klärung auf der Ebene des 
Bebauungsplans nicht möglich ist. 
 Keine Berücksichtigung. 
 

 

 
 Keine Abwägung erforderlich. 

 

 
 Keine Abwägung erforderlich. 
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Es besteht kein Zusammenhang mit Inhalten des 
Bebauungsplans. 
 Keine Abwägung erforderlich. 
 

 

 
Es besteht kein Zusammenhang mit Inhalten des 
Bebauungsplans. 
 Keine Abwägung erforderlich. 
 

 

 
Die Festsetzung zur Erhöhung der maximalen 
Bauhöhe wurde unter Berücksichtigung des 
Landschaftsbildes getroffen. Die zukünftig zulässige 
Bauhöhe im Teilbereich GE 5b wird im Wesentlichen 
bereits durch das natürlich ansteigende Gelände im 
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Bereich GE 5a ausgeglichen. Die Auswirkungen der 
Festsetzung auf das Landschaftsbild sind somit (im 
Vergleich zum bestehenden Baurecht) gering.  
 Keine Berücksichtigung. 
 
Der Kurstadtstatus der Stadt Saalfeld/Saale wird 
durch die geplanten Festsetzungen des 
Bebauungsplans nicht beeinträchtigt. 
 Keine Berücksichtigung. 
 

Bürger/in 3  

 

 
Die im vorliegenden Bebauungsplanverfahren 
angestrebte Erhöhung der maximalen Bauhöhe 
wurde unter der Berücksichtigung der Auswirkungen 
auf den Landschaftsraum festgesetzt. Die im 
südlichen Teilbereich des Baugebietes GE 5 (d.h. 
GE 5b) Anhebung der Bauhöhe wird im 
Wesentlichen durch das nach Norden hin natürlich 
ansteigende Gelände ausgeglichen. Die zusätzliche 
Beeinträchtigung des Landschaftsraums ist somit 
minimal. 
 Keine Berücksichtigung. 
 
Der Kurstadtstatus der Stadt Saalfeld/Saale wird 
durch die geplanten Festsetzungen des 
Bebauungsplans nicht beeinträchtigt. 
 Keine Berücksichtigung. 
 

 

 
Es besteht kein Zusammenhang mit Inhalten des 
Bebauungsplans. 
 Keine Abwägung erforderlich. 
 

 
 
Wenn der Bebauungsplan gemäß seiner 
Festsetzungen bebaut wird, sind die Auswirkungen 
auf das Klima bzw. die Frischluftversorgung der 
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Stadt Saalfeld minimal und streng lokal begrenzt. 
 Keine (weitere) Berücksichtigung. 
 

 
 
Das Vorhandensein geschützter Tierarten wird im 
Rahmen der Entwurfserarbeitung untersucht, die 
Ergebnisse fließen in den Bebauungsplan ein. 
 Der Hinweis wird berücksichtigt. 
 

 

 
Es besteht kein Zusammenhang mit Inhalten des 
Bebauungsplans. 
 Keine Abwägung erforderlich. 
 

 

 
Die Kurvenradien im bestehenden Bebauungsplan 
Nr. 36 wurden entsprechend den Anforderungen 
eines Gewerbegebietes dimensioniert. Die innere 
Erschließung der Betriebe am Standort ist Sache des 
Vorhabenträgers, der die gesicherte Erschließung im 
Bauantragsverfahren nachweisen muss. 
 Keine Berücksichtigung. 
 
In Bezug auf die sonstigen Hinweise besteht kein 
Zusammenhang mit Inhalten des Bebauungsplans. 
 Keine Abwägung erforderlich. 
 

Bürger/in 4  

 

 
Ein Flurstück mit der Nummer 1812/3 existiert nicht, 
vermutlich ist das ehemalige Flurstück Nr. 1612/3 
gemeint, welches sich neben einen Bachlauf 
befindet. Zwar rückt das Baufenster in der 1. 
Änderung des Bebauungsplans näher an den 
Bachlauf, jedoch verbleibt dennoch ein 
Mindestabstand von 25 m. Eine Beeinträchtigung 
des Gewässers durch eine Bebauung ist nicht zu 
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befürchten. 
 Keine Berücksichtigung. 
 

 

 
Es besteht kein Widerspruch zu den Festsetzungen 
des Bebauungsplans. 
 Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 

 

 
Das Thüringer Wasserschutzgesetz wurde im 
Rahmen der Bebauungsplanerstellung 
berücksichtigt. 
 Keine Abwägung erforderlich. 
 

 

 
Die Anforderungen zur Einhaltung von 
Mindestabständen im Rahmen einer 
landwirtschaftlichen Nutzung, die sich aus dem 
Thüringer Wasserschutzgesetz ergeben, gelten 
unabhängig vom Bebauungsplan und sind kein 
Gegenstand der Abwägung. 
 Keine Berücksichtigung. 
 

 

 
Ein Artenschutzgutachten wird im Rahmen des 
Bebauungsplanentwurfs vorgelegt. Das bereits 
vorliegende klimatologische Gutachten konnte 
feststellen, dass die klimatischen Auswirkungen des 
Bebauungsplans minimal und streng lokal begrenzt 
sind. Eine Flächenversiegelung gemäß den 
Festsetzungen des Bebauungsplans ist bereits jetzt 
möglich, hier gibt es im Rahmen der 1. Änderung nur 
geringfügige Anpassungen. 
 Keine Berücksichtigung. 
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Die Frage nach den Kosten des 
Bebauungsplanverfahrens bezieht sich nicht auf die 
Festsetzungen oder sonstigen Inhalte des 
Bebauungsplans. 
 Eine Abwägung erforderlich. 
 

Bürger/in 5  

 

 
 
Das bereits vorliegende klimatologische Gutachten 
konnte feststellen, dass die klimatischen 
Auswirkungen des Bebauungsplans minimal und 
streng lokal begrenzt sind. 
 Keine (weitere) Berücksichtigung. 

 

 
Die 1. Änderung des Bebauungsplans enthält keine 
Festsetzungen zu konkreten Vorhaben, somit sind 
auch keine Vermutungen über das potenzielle 
Verkehrsaufkommen möglich. Die gesicherte (d.h. 
auch für die geplante Nutzung auskömmliche) 
Erschließung ist im Baugenehmigungsverfahren zu 
prüfen und nachzuweisen. 
 Keine Berücksichtigung. 
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Die 1. Änderung des B-Plans Nr. 36 verändert die 
planungsrechtlichen Rahmenbedingungen eines 
bereits existierenden gewerblichen Baugebietes. 
Eine Beeinträchtigung des Kurstadtstatus kann 
anhand der Festsetzungen nicht abgeleitet werden. 
 Keine Berücksichtigung. 

 

 
Es besteht kein Zusammenhang mit Inhalten des 
Bebauungsplans. 
 Keine Abwägung erforderlich. 

Bürger/in 6  

 

 
 
Der Vorentwurf zur 1. Änderung des 
Bebauungsplans Nr. 36 enthält bereits einen 
Umweltbericht, der die Auswirkungen der 
Bebauungsplanänderung auf der Basis der heutigen 
Bestandssituation untersucht. Der ursprüngliche 
Bebauungsplan Nr. 36 ist ein rechtskräftig 
abgeschlossenes Verfahren, die Zielerreichung ist 
für die Einschätzung der angestrebten 
Bebauungsplanänderung und deren Auswirkungen 
nicht ausschlaggebend. 
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Die vorgesehene Bebauungsplanänderung betrifft 
einzelne Festsetzungen, lässt aber die ursprüngliche 
(und damit rechtskräftige) Intention des 
Bebauungsplans unangetastet. Der Inhalt der 1. 
Änderung ist so spezifisch und das Planungsziel so 
klar definiert, dass eine Untersuchung von 
„Planungsalternativen“ nicht möglich ist. Es verbleibt 
nur die Gegenüberstellung der Planung mit der 
„Nullvariante“, also des Verzichts auf eine Änderung. 
Die hier geäußerte Einschätzung wird nicht geteilt, 
allerdings werden die Überlegungen diesbezüglich in 
der Begründung zum Bebauungsplan dargelegt. 
 Der Hinweis wird teilweise berücksichtigt. 
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Die parallele Änderung des Flächennutzungsplans 
wird im weiteren Verfahren durchgeführt und die 
planerische Entscheidung wird in den Unterlagen 
des Verfahrens erläutert. 
 Der Hinweis wird berücksichtigt. 

 

 
Während der naturschutzrechtlichen Eingriffs-
/Ausgleichsbilanzierung der planungsrechtliche 
Zustand zu Grunde zu legen ist, erfolgt die 
Beschreibung der Auswirkungen in Folge der 
geplanten Änderungen u. a. auch an Hand des 
aktuellen Bestandes. Zudem wird damit 
dokumentiert, wie sich das Plangebiet seit 
Rechtskraft des Bebauungsplanes entwickelt hat. 
Dies ist vor allem hinsichtlich der bereits 
umgesetzten Kompensationsmaßnahme im Osten 
des Gebietes von Bedeutung. 
 Keine Berücksichtigung. 

 

 
Es handelt sich um die Bahnstrecke mit der Nr. 6383 
„Leipzig-Probstzella“, die auch über Gera verläuft. 
 Keine Berücksichtigung. 
 
 Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
Es ist ein Unterschied, ob von Gebietsbegriffen 
gemäß BauNVO die Rede ist, oder von nicht 
abschließend zu definierenden Kategorien. Es ist 
sehr wohl möglich, dass ein „Industriebetrieb“ auch 
in einem Gewerbegebiet zulässig ist. Die BauNVO 
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selbst unterscheidet nicht zwischen „industriellen“ 
und „nicht-industriellen“ Gewerbebetrieben, sondern 
setzt am jeweiligen Störpotenzial an. Eine Korrektur 
ist daher unnötig. 
 Keine Berücksichtigung. 
 

 

 
Die Bezugnahme auf das Normalhöhennull wurde 
hinsichtlich der objektiven Definition der Bauhöhen 
gewählt, da das Gelände vor Ort veränderbar ist und 
sich eine Bezugnahme darauf in den Festsetzungen 
des Bebauungsplans somit problematisch gestaltet. 
Dementsprechend ist die Angabe einer eindeutigen 
Bauhöhe in m über dem Gelände, die für das 
komplette Baugebiet gilt, nicht möglich. Die 
Näherungswerte wurden angegeben, um eine 
bessere Einschätzung für den Leser zu erreichen. Im 
Übrigen genügen die Höhenlinien auf der 
Planzeichnung, um die Auswirkungen der 
Festsetzungen abschließend einschätzen zu können. 
 Keine Berücksichtigung. 
 

 

 
Im Verfahren zur 1. Änderung des Bebauungsplans 
Nr. 36 werden die Auswirkungen der zur Änderung 
vorgesehenen Festsetzungen im Kontrast zum 
aktuell bestehenden Baurecht des B-Plans Nr. 36 
untersucht. Dies hat zur Folge, dass auch für das 
Baugebiet GE 5a bereits eine Bebauung von 15 m 
über dem Boden angenommen werden muss 
(jetziges Baurecht). Die grundsätzliche Erhöhung um 
ca. 5 m wird somit bereits durch den 
Geländeunterschied ausgeglichen. Die zusätzliche 
Überschreitung betrifft hingegen nur einen 
Teilbereich des Baufeldes. 
 Keine Berücksichtigung.  
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Die Flächenbilanz wird entsprechend angepasst. 
 Der Hinweis wird berücksichtigt. 
 

 

 
Es besteht die Möglichkeit, von der „Straße der 
Freiheit“ in das Plangebiet zu gelangen, oder die 
Auf- bzw. Abfahrt zur B 281/85 über die 
Industriestraße zu nutzen zu nutzen. Der Text zur 
Erschließungssituation wird konkretisiert. 
 Der Hinweis wird berücksichtigt. 
 

 

 
Der Hinweis wird in der Begründung ergänzt. 
 Der Hinweis wird berücksichtigt. 
 

 

 
Auch hier wird, wie weiter oben beschrieben, nicht 
auf das „Industriegebiet“ im Sinne der BauNVO 
verwiesen. Im Sinne einer besseren 
Nachvollziehbarkeit wird die Bezeichnung 
angepasst. 
 Der Hinweis wird berücksichtigt. 
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Die Bebauungsplanänderung nimmt an den 
bebaubaren Grundstücksflächen nur unwesentliche 
Änderungen vor, die keine Neubetrachtung der 
Bodenverhältnisse erforderlich machen. Das 
geologische Gutachten dient somit auch als 
Grundlage für das aktuelle Änderungsverfahren zum 
Bebauungsplan Nr. 36. 
 
Im weiteren Verfahren wird das Bodengutachten den 
übrigen Planunterlagen beigefügt. Im Sinne der 
Lesbarkeit der Plangrafik wird auf eine zusätzliche 
Einzeichnung von unterschiedlich 
subrosionsgefährdeten Gebieten in der Planurkunde 
verzichtet und stattdessen auf das Gutachten 
verwiesen. 
 Der Hinweis wird teilweise berücksichtigt. 
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Das Bodengutachten hat die geologische Situation 
des Plangebietes untersucht und bildet die 
Grundlage für Objektplanung. Es ist Aufgabe des 
Vorhabenträgers und den beauftragten Planern, die 
Durchführbarkeit des individuellen Vorhabens sowie 
die dazu notwendigen Maßnahmen vorzusehen und 
umzusetzen, um die Gefährdung durch Erdfälle zu 
minimieren. Es besteht kein zusätzlicher 
Handlungsbedarf im Rahmen der 
Bebauungsplanung. 
 Keine Berücksichtigung. 
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Die im rechtskräftigen Bebauungsplan Nr. 36 von 
2006 festgesetzte Grünfläche entlang der 
Industriestraße wird im Entwurf zur 1. Änderung 
übernommen. Das aktuell gültige Planungsrecht wird 
somit beibehalten. Die GRZ wird von ursprünglich 
0,7 auf 0,8 erhöht, was der gem. § 17 BauNVO 
regelmäßig zulässigen Obergrenze in einem 
Gewerbegebiet entspricht. Damit ist eine maximale 
Ausnutzung der Gewerbegebietsfläche möglich.  
 Der Hinweis wird teilweise berücksichtigt. 

 

 
Die Festsetzungen des Bebauungsplans werden 
unabhängig von konkreten Vorhaben getroffen. Es 
handelt sich nicht um einen vorhabenbezogenen 
Bebauungsplan, daher wird die Festsetzung nur 
insofern geändert, dass sie räumlich eindeutig zu 
bestimmen ist. 
 Keine Berücksichtigung. 
 

 

 
Die Beschreibung wird auf eine „Bepflanzung“ 
reduziert und in der Begründung sowie der 
Planurkunde vereinheitlicht. 
 Der Hinweis wird berücksichtigt. 
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Es erfolgt eine punktuelle Bemaßung der Bau- und 
Grünflächen in der Planzeichnung. 
 Der Hinweis wird berücksichtigt. 
 
Die im rechtskräftigen Bebauungsplan Nr. 36 von 
2006 festgesetzte und weiterhin auch umsetzbare 
Grünfläche entlang der Industriestraße wird zur 
Sicherstellung einer Mindestdurchgrünung des 
Gewerbegebietes im Entwurf wieder berücksichtigt 
und entsprechend festgesetzt.  
 Der Hinweis wird berücksichtigt. 
 

 

 
 
Die Angaben werden entsprechend korrigiert. 
 Der Hinweis wird berücksichtigt. 
 

 

 
Die Begründungen für die bauordnungsrechtlichen 
Festsetzungen werden in den 
Bebauungsplanunterlagen ergänzt. Die Hinweise 
werden geprüft. 
 Der Hinweis wird teilweise berücksichtigt. 
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Der Umweltbericht des Bebauungsplans Nr. 36 von 
2006 ist Bestandteil des rechtskräftigen B-Plans und 
kann im Stadtplanungsamt Saalfeld/Saale  
eingesehen werden. Da für die 
Bebauungsplanänderung jedoch ein komplett neuer 
Umweltbericht erstellt wurde, wird der alte Bericht 
nicht den Unterlagen beigefügt. 
 Keine Berücksichtigung. 
 

 

 
Der Vorentwurf des Bebauungsplans beinhaltet 
bereits eine Festsetzung zur Farbgestaltung von 
Dächern und Fassaden. 
 Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen 

 

 
Im Verfahren zur 1. Änderung des Bebauungsplans 
Nr. 36 werden die Auswirkungen der zur Änderung 
vorgesehenen Festsetzungen im Kontrast zum 
aktuell bestehenden Baurecht des B-Plans Nr. 36 
untersucht. Dies hat zur Folge, dass auch für das 
Baugebiet GE 5a bereits eine Bebauung von 15 m 
über dem Boden angenommen werden muss 
(jetziges Baurecht). Die grundsätzliche Erhöhung um 
ca. 5 m wird somit bereits durch den 
Geländeunterschied ausgeglichen. Die zusätzliche 
Überschreitung betrifft hingegen nur einen 
Teilbereich des Baufeldes. 
 Keine Berücksichtigung. 
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Das Ziel der 1. Änderung des Bebauungsplans 
besteht in der Optimierung der 
Nutzungsmöglichkeiten für potenzielle Investoren. 
Dies betrifft insbesondere die mögliche Bauhöhe, die 
zuvor auf maximal 15 m begrenzt war. In der 
Begründung zum Bebauungsplan wurde dargelegt, 
warum die maximale gerade an diesem Ort 
angehoben wird (Lage in einer Senke, relativ zum 
nördlichen Bereich des Bebauungsplans). 
 Keine (weitere) Berücksichtigung. 
 

 

 
Die naturschutzrechtliche Eingriffsbewertung 
unterliegt der Abwägung durch die Stadt und ist 
damit zu begründen. Ein Vollausgleich ist nicht 
zwangsläufig erforderlich. Im Rahmen der 
Entwurfsbearbeitung erfolgt eine Fortschreibung der 
Bilanz entsprechend den geänderten Festsetzungen. 
 kein Abwägungserfordernis, da die Bilanzierung 
fortgeschrieben wird, wobei die Hinweise aus der 
Stellungnahme mit in die Abwägung eingestellt 
werden.  
 

Bürger/in 7  

 

 
Es besteht kein Zusammenhang mit Inhalten des 
Bebauungsplans. 
 Keine Abwägung erforderlich. 
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Die klimatischen Auswirkungen einer Bebauung im 
Sinne der Festsetzungen des Bebauungsplans 
wurden untersucht und sind geringfügig und lokal 
begrenzt. Die Auswirkungen der Planung auf 
geschützte Tierarten werden im Rahmen der 
Entwurfsbearbeitung untersucht. Ferner ist die 
Vergabe von Aufträgen zur Erstellung von 
Gutachtung an externe Büros allgemein üblich. Für 
eine Abwertung des erstellten Gutachtens als 
„fraglich“ gibt es keinerlei Ansatzpunkte und auch die 
Stellungnahme liefert dafür keine Indizien. 
 Keine Berücksichtigung. 
 

 

 
Die vorliegende Änderung zum Bebauungsplan Nr. 
36 enthält im Wesentlichen teilräumliche 
Anpassungen der Festsetzungen des ursprünglichen 
Bebauungsplans und beinhaltet keine Planung für 
ein konkretes Vorhaben. Die Auswirkungen auf das 
Landschaftsbild wurden im Rahmen der Erstellung 
des Vorentwurfs zur Änderung betrachtet und 
abgewogen. Eine Beeinträchtigung des 
Kurstadtstatus ist aufgrund des Planinhalts nicht zu 
erwarten. 
 Keine Berücksichtigung. 
  

 

 
Es besteht kein Zusammenhang mit Inhalten des 
Bebauungsplans. 
 Keine Abwägung erforderlich. 
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Bürger/in 8  

 

 
Es besteht kein Zusammenhang mit Inhalten des 
Bebauungsplans. 
 Keine Abwägung erforderlich. 

 

 
Gewerbegebiete nach § 8 BauNVO dienen 
vorwiegend der Unterbringung von „nicht erheblich 
belästigenden Gewerbebetrieben“. Ausschlaggebend 
ist demnach das Störpotenzial gegenüber anderen, 
schutzbedürftigen Nutzungen und nicht die Frage, ob 
der Betrieb nach anderweitiger Definition als 
„industriell“ bezeichnet werden kann oder nicht. 
 Keine Berücksichtigung. 
 

 

 
Es besteht kein Zusammenhang mit Inhalten des 
Bebauungsplans. 
 Keine Abwägung erforderlich. 
 

 

 
Es besteht kein Zusammenhang mit Inhalten des 
Bebauungsplans. 
 Keine Abwägung erforderlich. 
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Die Versiegelung der Bauflächen ist unter der 
Berücksichtigung des ursprünglichen 
Bebauungsplans Nr. 36 bereits jetzt möglich. Die 1. 
Änderung des Bebauungsplans enthält keine 
maßgebliche Erhöhung des potenziellen 
Überbauungsgrades. Das bereits vorliegende 
klimatologische Gutachten konnte feststellen, dass 
die klimatischen Auswirkungen des Bebauungsplans 
minimal und streng lokal begrenzt sind. 
 Keine Berücksichtigung. 
 

 

 
Die maximal zulässige Lärmemission ist im 
Bebauungsplan je Baufeld eingeschränkt. Im 
Rahmen der Fortschreibung des Gutachtens werden 
auch die neuen Festsetzungen der 1. Änderung 
beachtet. 
 Der Hinweis wird berücksichtigt. 
 

 

 
Alle immissionsschutzrechtlichen Belange werden im 
Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens für das 
individuelle Vorhaben geprüft. Die Vielfalt an 
potenziellen Emissionen ist zu groß, als dass ein 
Bebauungsplan sie über seine Festsetzungen 
abschließend beschränken kann. 
 Keine Berücksichtigung. 
 

 

 
Es besteht kein Zusammenhang mit Inhalten des 
Bebauungsplans. 
 Keine Abwägung erforderlich. 
 

 
Die Festsetzung zur Erhöhung der maximalen 
Bauhöhe wurde unter Berücksichtigung des 
Landschaftsbildes getroffen. Die zukünftig zulässige 
Bauhöhe im Teilbereich GE 5b wird im Wesentlichen 
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bereits durch das natürlich ansteigende Gelände im 
Bereich GE 5a ausgeglichen. Die Auswirkungen der 
Festsetzung auf das Landschaftsbild sind somit (im 
Vergleich zum bestehenden Baurecht) gering. 
 Keine Berücksichtigung. 
 
Der Bebauungsplan enthält keine Festsetzungen, die 
aus sich selbst heraus den Kurstadtstatus der Stadt 
Saalfeld gefährden könnten. 
 Keine Berücksichtigung. 
 

 

 
Es besteht kein Zusammenhang mit Inhalten des 
Bebauungsplans. 
 Keine Abwägung erforderlich. 
 

 

 
Es besteht kein Zusammenhang mit Inhalten des 
Bebauungsplans. 
 Keine Abwägung erforderlich. 
 

 

 
Es besteht kein Zusammenhang mit Inhalten des 
Bebauungsplans. 
 Keine Abwägung erforderlich. 
 



II/61/plei SPA Saalfeld/Saale 10.03.2020 

52 
 

 

 
 
 
 
 
Es besteht kein Zusammenhang mit Inhalten des 
Bebauungsplans. 
 Keine Abwägung erforderlich. 
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Es besteht kein Zusammenhang mit Inhalten des 
Bebauungsplans. 
 Keine Abwägung erforderlich. 
 

Bürger/in 9  

 

 
Die Auswirkung der zulässigen Bauhöhe im 
Bebauungsplan wird im Rahmen der Fortschreibung 
des Lärmgutachtens untersucht. 
 Der Hinweis wird berücksichtigt. 
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Bürger/in 10  

 

 
 
 
 
 
Zitiert wird hier das klimatologische Gutachten. Das 
Fazit, nach dem die geplanten Festsetzungen der 
Bebauungsplanänderung keine relevanten 
stadtklimatischen Auswirkungen nach sich ziehen, 
bleibt durch die Zuschrift jedoch unerwähnt. 
 Keine Berücksichtigung. 
 
 
 
 

 

 
Das Klimagutachten geht in seinem Fazit auf die 
Entwicklung im Rahmen des Klimawandels ein. 
 Keine Berücksichtigung. 
 

 

 
Im Klimagutachten wurde die Erhöhung der 
maximalen Gebäudehöhe untersucht, weil es sich 
dabei um eine Festsetzung des Bebauungsplans 
handelt. Die Emissionen durch ein konkretes 
Vorhaben ist nicht Gegenstand der Prüfung im 
Rahmen des Bebauungsplanverfahrens und muss 
auf der Ebene des Baugenehmigungsverfahrens 
untersucht werden. 
 Keine Berücksichtigung. 
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Bürger/in 11  

 

 
Der Zweck einer Bebauungsplanänderung ist die 
Veränderung bestehender Festsetzungen. Einen 
Einwand mit der ursprünglichen Festsetzung zu 
begründen ist somit nicht nachvollziehbar. 
 Keine Berücksichtigung. 
 

 

 
Die Beeinträchtigung des Landschafts- und 
Stadtbildes wurde mit dem Interesse einer 
verbesserten Nutzungsmöglichkeit abgewogen. Die 
Erhöhung wird im Wesentlichen durch das natürlich 
ansteigende Gelände ausgeglichen. 
 Keine Berücksichtigung. 
 

 

 
Eine Beeinträchtigung des Kurstadtstatus kann 
anhand der Festsetzungen nicht abgeleitet werden. 
 Keine Berücksichtigung. 
 

 

 
Bei Betrachtung des Gutachtens wird deutlich, dass 
der Einfluss des höchsten Gebäudes auf die 
Frischluftzufuhr der Stadt derart gering und lokal 
begrenzt ist, dass tatsächliche Auswirkung auf die 
Stadt Saalfeld ausgeschlossen werden können. 
 Keine Berücksichtigung. 

 

 
Die Abschätzung des zusätzlichen 
Verkehrsaufkommens nach Bebauung der freien 
Flächen im B-Plan ist derzeit nicht möglich. 
Unabhängig davon wird auch die Vollauslastung des 
Gewerbegebietes nicht zu einem relevanten 
Verkehrs- bzw. Lärmzuwachs auf der bereits jetzt 
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stark ausgelasteten B281/85 führen. 
 Keine Berücksichtigung. 

 

 
Der Bebauungsplan enthält bereits gutachterlich 
geprüfte Festsetzungen bezüglich einer 
umfeldverträglichen, maximal zulässigen 
Lärmemission in jedem Baugebiet. Diese sind 
bindend und jedes geplante Vorhaben muss diesen 
Festsetzungen entsprechen. Das Lärmgutachten 
wird derzeit aktualisiert und dessen Ergebnisse 
werden in den Bebauungsplan einfließen. Bezüglich 
der übrigen immissionsschutzrechtlichen Belange 
enthält der Bebauungsplan keine Festsetzungen. 
Diese werden jedoch für die individuellen Vorhaben 
auf der Ebene des Bauantragsverfahrens geprüft. 
 Keine Berücksichtigung. 
 

 

 
Es besteht kein Zusammenhang mit Inhalten des 
Bebauungsplans. 
 Keine Abwägung erforderlich. 
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Bürger/in 12  

 

 
Zitiert wird hier der § 1 Abs. 5 des Baugesetzbuches 
(BauGB), der Anforderungen an die Bauleitplanung 
definiert. Tatsache ist, dass die Berücksichtigung 
dieser Belange und insbesondere ihre gerechte 
Abwägung die Hauptaufgabe der Bauleitplanung 
darstellt. Aus dem Text geht allerdings hervor, dass 
auch wirtschaftliche Aspekte zu berücksichtigen sind. 
 
Im Gegensatz zur Darstellung in vielen Zuschriften 
entscheidet der Bebauungsplan nicht über die 
Ansiedlung eines konkreten Vorhabens. Tatsächlich 
handelt es sich um die geringfügige Überarbeitung 
eines schon existenten Bebauungsplans, der bereits 
das Baurecht für gewerblich nutzbare Baugebiete 
begründet hat. Im Rahmen des Verfahrens wurde 
diese planerische Entscheidung hinreichend 
abgewogen. Zu einer Infragestellung der 
Gewerbeflächen an sich besteht kein Anlass. 
 
Nach Einschätzung der Stadtverwaltung 
Saalfeld/Saale besteht angesichts der geplanten 
Festsetzungen der Bebauungsplanänderung kein 
Abwägungsdefizit. 
 Keine Berücksichtigung. 
  

 

 
Es besteht kein Zusammenhang mit Inhalten des 
Bebauungsplans. 
 Keine Abwägung erforderlich. 
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Eine Beeinträchtigung des Kurstadtstatus kann 
anhand der Festsetzungen nicht abgeleitet werden. 
 Keine Berücksichtigung. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Es besteht kein Zusammenhang mit Inhalten des 
Bebauungsplans. 
 Keine Abwägung erforderlich. 
 

 

 
Es besteht kein Zusammenhang mit Inhalten des 
Bebauungsplans. 
 Keine Abwägung erforderlich. 
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Bürger/in 13  

 

 
Es besteht kein Zusammenhang mit Inhalten des 
Bebauungsplans. 
 Keine Abwägung erforderlich. 
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Es besteht kein Zusammenhang mit Inhalten des 
Bebauungsplans. 
 Keine Abwägung erforderlich. 
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Es besteht kein Zusammenhang mit Inhalten des 
Bebauungsplans. 
 Keine Abwägung erforderlich. 
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Bürger/in 14  

 

 
Die Erhöhung der maximalen Bauhöhe im Teilgebiet 
GE 5b wurde unter Berücksichtigung des 
Landschaftsbildes festgesetzt und wird im 
Wesentlichen durch das natürlich ansteigende 
Gelände in Richtung GE 5a ausgeglichen. 
 Keine Berücksichtigung. 
 

 

 
Der rechtskräftige Flächennutzungsplan sieht die 
Umgebung des Plangebietes als Industriegebiet vor. 
Im Zuge der vorgesehenen, 4. Änderung des 
Flächennutzungsplans soll der betroffene Bereich zu 
einem Gewerbegebiet umgewidmet werden. Das 
dazu notwendige Verfahren wird parallel zur 1. 
Änderung des Bebauungsplans Nr. 36 durchgeführt. 
 Der Hinweis wird berücksichtigt. 
 

 
 
Das geologische Gutachten, welches im Vorfeld der 
ursprünglichen Bebauungsplanung angefertigt wurde 
und die Bebaubarkeit der Böden untersuchte, wird 
den Unterlagen zum Bebauungsplanentwurf 
beigefügt. 
 Der Hinweis wird berücksichtigt. 
 

 

 
Entsprechend der Festsetzung sind Bäume I. 
Ordnung zu pflanzen. Hierzu zählen z. B. Arten und 
Sorten der folgenden Gattungen: Ahorn, Kastanie, 
Buche, Esche, Eiche, Weide, Linde und Ulme. Für 
die Großgehölze wird von einer Größe von 10-15 m 
nach 30 Jahren ausgegangen. 
 Keine Abwägung erforderlich. 
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Die Änderung des Bebauungsplans selbst 
entscheidet nicht über die Ansiedlung einer 
bestimmten Firma, sondern verändert lediglich die 
planungsrechtlichen Rahmenbedingungen. Es 
besteht kein Zusammenhang mit Inhalten des 
Bebauungsplans. 
 Keine Abwägung erforderlich. 

Bürger/in 15  

 

 
Das Baugesetzbuch spricht von „sich wesentlich 
unterscheidenden Lösungen“, die für die 
Neugestaltung oder die Entwicklung eines Gebiets in 
Betracht kommen“. Das vorliegende Verfahren zielt 
jedoch lediglich auf eine Modifikation eines 
bestehenden Bebauungsplans ab, nicht auf eine 
Neugestaltung. Aufgrund dessen ist die Fülle an 
alternativen Lösungen naturgemäß erheblich 
reduziert und beschränkt sich ggf. nur auf eine 
Variante ohne jede Änderung (Nullvariante). Die 
Stadtverwaltung Saalfeld/Saale hat in mehr als 
ausreichendem Maße Raum für Diskussion 
geschaffen. Neben einer mehr als einen Monat 
andauernden Auslegung des Vorentwurfs und der in 
diesem Rahmen möglichen Rücksprache mit 
Mitarbeitern des Stadtplanungsamtes gab es zudem 
eine öffentliche Diskussionsveranstaltung. 
 Keine Berücksichtigung. 
 

 

 
In den bestehenden Industriegebieten der 
umliegenden Kommunen (Rudolstadt-Schwarza, 
Unterwellenborn) bestehen noch Kapazitäten, auch 
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wenn diese im Verhältnis zur Gesamtfläche der 
genannten Gebiete klein ausfallen. Der ursprüngliche 
Bebauungsplan Nr. 36 weist jedoch erhebliche 
Einschränkungen zum Zweck des 
Immissionsschutzes auf, was eine Überprüfung der 
Festsetzung zur Art der baulichen Nutzung 
erforderlich machte. Im Ergebnis zeigte sich, dass 
die Ausweisung von Gewerbegebieten den 
Rahmenbedingungen besser entspricht. 
 Keine (weitere) Berücksichtigung. 
 

 
 
Die Ergebnisse des alten Umweltberichts wurden in 
den ersten Bebauungsplans Nr. 36 eingearbeitet. Die 
vorgeschlagenen Maßnahmen zur Vermeidung und 
zum Ausgleich von Eingriffen in den Naturhaushalt 
wurden in der Planung berücksichtigt. Auf der Basis 
dieses rechtskräftigen Planstandes wurde 
anschließend der neue Umweltbericht erstellt. Dieser 
betrachtet alle Fragestellungen, die im Rahmen der 
geplanten Bebauungsplanänderung 
ausschlaggebend sind. 
 Keine Abwägung erforderlich. 
 

 

 
Die Erfassung geschützter Tierarten und die darauf 
aufbauende spezielle artenschutzrechtliche Prüfung 
(saP) wird den Unterlagen zum 
Bebauungsplanentwurf beigefügt. Die Ergebnisse 
der Untersuchung muss im Entwurf berücksichtigt 
werden, artenschutzrechtliche Belange können nicht 
weggewogen werden. 
 Keine Abwägung erforderlich. 
 

 
 
Ein Widerspruch zwischen den Darstellungen des 
Flächennutzungsplans und den Festsetzungen eines 
Bebauungsplans kann der Inkraftsetzung des 
Bebauungsplans im Wege stehen. In diesem Fall 
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wird der Flächennutzungsplan im Rahmen eines s.g. 
Parallelverfahrens geändert. 
 Keine Abwägung erforderlich. 
 

 

 
Die Formulierung zur Erschließungssituation des 
Plangebietes wird im Zuge der Entwurfsfassung 
überarbeitet. 
 Der Hinweis wird berücksichtigt. 
 

 

 
Das Bodengutachten, welches im Vorfeld zum 
ursprünglichen Bebauungsplan (Rechtskraft 2006) 
erstellt wurde, wird den Entwurfsunterlagen beigefügt 
und im Rahmen der nächstens Beteiligungsphase 
ausgelegt. 
 Der Hinweis wird berücksichtigt. 
 

 

 
Das Lärmgutachten befindet sich derzeit in der 
Fortschreibung und wird als Teil der 
Entwurfsunterlagen vorgelegt. Es erfolgt eine 
Unterscheidung zwischen maximal zulässigen 
Lärmemissionswerten für die Tag- und Nachtzeit. 
Kaltluftströme wurden bereits im Rahmen des 
klimatologischen Gutachtens untersucht. 
 Keine Abwägung erforderlich. 
 

 
 
Die Angabe zum Maß der baulichen Nutzung bezieht 
sich im Vorentwurf auf die maximale Gebäudehöhe, 
also dem Dachabschluss des Gebäudes, nicht die 
Traufhöhe. Allerdings ist auch eine Festsetzung der 
maximal zulässigen Traufhöhe möglich, da 
gleichzeitig eine maximale Dachneigung definiert 
wurde und die maximale Gebäudehöhe somit 
abschließend definiert ist. 
 Keine Berücksichtigung. 
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In Bezug auf die Veränderung der maximalen 
Bauhöhe im Bebauungsplan wurde das 
Landschaftsbild berücksichtigt. Die Erhöhung der 
Bauhöhe im Baugebiet GE 5b wird im Wesentlichen 
durch das ansteigende, natürliche Gelände 
ausgeglichen. Eine separate Sichtkontaktanalyse 
wurde nicht angefertigt. 
 Keine Berücksichtigung. 
 

 

 
Die Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen für Eingriffe 
in den Naturhaushalt wurden in der 1. Änderung des 
Bebauungsplans Nr. 36 weitestgehend außerhalb 
der Baufelder und ohne unmittelbaren Bezug zu den 
Baukörpern festgesetzt. Fassaden- und 
Dachbegrünung ist beispielsweise in einigen Fällen 
nicht mit einem vertretbaren technischen Aufwand 
umsetzbar. Dies würde dem Planungsziel, flexibel 
nutzbare Gewerbeflächen zu schaffen, 
entgegenlaufen. Der Begriff „Rankpflanze“ wird in 
der Begründung und der Planurkunde entfernt und 
auf eine erforderliche „Bepflanzung“ reduziert.  
 
Entsprechend der Festsetzung sind Bäume I. 
Ordnung zu pflanzen. Hierzu zählen z. B. Arten und 
Sorten der folgenden Gattungen: Ahorn, Kastanie, 
Buche, Esche, Eiche, Weide, Linde und Ulme. Für 
die Großgehölze wird von einer Größe von 10-15 m 
nach 30 Jahren ausgegangen. 
 
 Der Hinweis wird teilweise berücksichtigt. 
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Bürger/in 16  

 

 
 
 Keine Abwägung erforderlich. 
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 Keine Abwägung erforderlich. 
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 Keine Abwägung erforderlich. 
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 Keine Abwägung erforderlich. 
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Bei der durchgeführten Beteiligungsphase handelte 
es sich um die so genannte „frühzeitige Beteiligung 
der Öffentlichkeit“. Hierbei wird der Stadt eine hohe 
Flexibilität hinsichtlich der vorzulegenden Unterlagen 
eingeräumt. Der Verfahrensschritt der frühzeitigen 
Beteiligung wird i.d.R. nur dann wiederholt, wenn das 
Plankonzept vollkommen neu gestaltet wird. Daher 
wird in diesem Fall keine Veranlassung zu einer 
Wiederholung des Verfahrensschrittes gesehen. 
 Der Hinweis wird nicht berücksichtigt. 
 

 

 
Es handelte sich um die frühzeitige Beteiligung. 
Entwürfe werden ohnehin in der nächsten 
Beteiligungsphase vorgelegt. 
 Der Hinweis wird nicht berücksichtigt. 
 

 

 
Der Bebauungsplan von 2006 ist rechtskräftig und 
die vorgelegten Stellungnahmen wurden 
untereinander abgewogen. Bei der 1. Änderung zum 
Bebauungsplan Nr. 36 handelt es sich um ein 
separates Verfahren, das lediglich auf den 
ursprünglichen Bebauungsplan aufbaut. Für eine 
Vorlage von Stellungnahmen aus dem alten 
Verfahren besteht kein Anlass. 
 Keine Berücksichtigung. 
 

 

 
Der Verkauf von Grundstücken und die dabei 
verhandelten Konditionen sind nicht Bestandteil des 
Bebauungsplanverfahrens und dementsprechend 
keine Frage der Abwägung. 
 Keine Berücksichtigung. 
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Es besteht kein Zusammenhang mit Inhalten des 
Bebauungsplans.  
 Keine Abwägung erforderlich. 
 

 

 
Das regionale Entwicklungskonzept (REK) ist eine 
informelle Planung, die auf eine verbesserte 
wirtschaftliche Entwicklung im Städtedreieck abzielt. 
Sowohl das vorliegende Verfahren zur 1. Änderung 
als auch der ursprüngliche Bebauungsplan 
entsprechen dem REK, da die Entwicklung und 
nachfolgende Nutzung zu den Zielstellungen des 
Konzepts gehört. 
 Keine Berücksichtigung. 
 

 

 
Es besteht kein Zusammenhang mit Inhalten des 
Bebauungsplans. 
 Keine Abwägung erforderlich. 
 
Gemäß BauGB sind auch wirtschaftliche Belange bei 
der Entwicklung von Bauleitplänen zu beachten. Die 
verschiedenen Interessen sind im Rahmen des 
Aufstellungsverfahrens untereinander abzuwägen. 
Da es sich bei diesem Bebauungsplan um 
Industriegebiet im Bestand handelt, welches nun 
teilräumlich angepasst wird, wird kein Widerspruch 
mit dem BauGB gesehen. 
 Keine Berücksichtigung. 
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In Bezug auf die Veränderung der maximalen 
Bauhöhe im Bebauungsplan wurde das 
Landschaftsbild berücksichtigt. Die Erhöhung der 
Bauhöhe im Baugebiet GE 5b wird im Wesentlichen 
durch das ansteigende, natürliche Gelände 
ausgeglichen. Es handelt sich derzeit um ein 
bestehendes Industriegebiet, das in seinen 
Festsetzungen angepasst wird. Die Beeinflussung 
des Landschaftsbildes wird im Hinblick auf eine 
Nutzungsoptimierung der Bauflächen als vertretbar 
betrachtet. 
 Keine Berücksichtigung. 
 

 

 
Es besteht kein Zusammenhang mit Inhalten des 
Bebauungsplans. 
 Keine Abwägung erforderlich. 
 

 

 

 
Die 1. Änderung des Bebauungsplans Nr. 36 wird im 
Sinne einer Erweiterung des Nutzungsspektrums 
angepasst. Im Rahmen der Abwägung wird 
dementsprechend kein konkretes Vorhaben 
untersucht, sondern lediglich die Festsetzungen des 
Bebauungsplans und deren Auswirkungen. Die 
Erhöhung der maximalen Gebäudehöhe ist einer der 
Kerninhalte der 1. Änderung und wurde unter 
Berücksichtigung des Landschaftsraums festgesetzt. 
 Keine Berücksichtigung. 
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Im Ergebnis der zitierten klimatologischen 
Untersuchung sind die klimatischen Auswirkungen 
auch bei Ausreizung der vorgesehenen Bauhöhen 
sehr gering und auf die unmittelbare Umgebung des 
Baukörpers selbst begrenzt. Eine Beeinträchtigung 
des städtischen Klimas ist somit nicht zu befürchten. 
 Keine (weitere) Berücksichtigung 

 

 
Es besteht kein Zusammenhang mit Inhalten des 
Bebauungsplans. 
 Keine Abwägung erforderlich. 

 

 
Es besteht kein Zusammenhang mit Inhalten des 
Bebauungsplans. 
 Keine Abwägung erforderlich. 
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Es besteht kein Zusammenhang mit Inhalten des 
Bebauungsplans. 
 Keine Abwägung erforderlich. 
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Es besteht kein Zusammenhang mit Inhalten des 
Bebauungsplans. 
 Keine Abwägung erforderlich. 
 

 

 
Es besteht kein Zusammenhang mit Inhalten des 
Bebauungsplans. 
 Keine Abwägung erforderlich. 
 

 

 
Es besteht kein Zusammenhang mit Inhalten des 
Bebauungsplans. 
 Keine Abwägung erforderlich. 

 

 
Es besteht kein Zusammenhang mit Inhalten des 
Bebauungsplans. 
 Keine Abwägung erforderlich. 
 

 

 
Es besteht kein Zusammenhang mit Inhalten des 
Bebauungsplans. 
 Keine Abwägung erforderlich. 
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Es besteht kein Zusammenhang mit Inhalten des 
Bebauungsplans. Die Berechnung von potenziellen 
Arbeitskräften wurde aufgestellt, um den zukünftigen 
Trinkwasserbedarf abzuschätzen. Da der 
Bebauungsplan kein Baurecht für ein konkretes 
Vorhaben schafft, gibt es keinen Grund, von dieser 
Berechnung abzuweichen. 
 Keine Abwägung erforderlich. 
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Es besteht kein Zusammenhang mit Inhalten des 
Bebauungsplans. 
 Keine Abwägung erforderlich.  

 

 
Für eine Festsetzung einer GRZ von 0,4 besteht kein 
Anlass. Dies würde der Obergrenze in einem reinen, 
bzw. allgemeinen Wohngebiet bzw. einem 
Ferienhausgebiet entsprechen. Gewerbliche und 
industrielle Baugebiete dienen wirtschaftlichen 
Zwecken und sollen daher auch effektiv ausgenutzt 
werden. Eine derartige Beschränkung der GRZ 
würde die Nutzungsmöglichkeit der Grundstücke 
erheblich einschränken, was wiederum dem Zweck 
der Bebauungsplanänderung zuwiderliefe. 
 Keine Berücksichtigung. 
 

 

 
Laut §23 Abs. 5 BauNVO können Nebenanlagen 
(und damit auch Garagen und Stellplätze) außerhalb 
der überbaubaren Grundstücksflächen zugelassen 
werden. Diese Möglichkeit wurde die Notwendigkeit 
einer Ausnahme bereits eingeschränkt. An dieser 
Ausnahmeregelung wird aus planerischen 
Gesichtspunkten jedoch festgehalten. 
 Keine Berücksichtigung. 
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Der Hinweis ist nicht nachvollziehbar. Die einzige 
Verschiebung von Baugebietsgrenzen wird östlich 
des GI5 (B-Plan Nr. 36 von 2006) bzw. GE5a/b (1. 
Änderung) vorgenommen. Der Zugewinn wird aber 
vor Ort bereits wieder ausgeglichen. 
 Keine Berücksichtigung. 
 

 

 
Unter Berücksichtigung des aktuell in Fortschreibung 
befindlichen Lärmschutzgutachtens ist eine solche 
Maßnahme, die gleichzeitig einen Verlust eines 
erheblichen Anteils von Gewerbefläche bedeuten 
würde, nicht erforderlich. 
 Keine Berücksichtigung. 
 

 

 
Die 1. Änderung des Bebauungsplans Nr. 36 basiert 
auf dem rechtskräftigen Bebauungsplan Nr. 36. 
Dieser setzt in den genannten Bereichen Baurecht 
fest. Für eine Rücknahme dieses Baurechts im 
Rahmen der 1. Änderung besteht kein Anlass. 
Ferner verfolgt die 1. Änderung explizit den Zweck, 
die Flächen über eine größere Flexibilisierung der 
Nutzungsmöglichkeiten einer Nutzung zuzuführen. 
 Keine Berücksichtigung. 

 

 
Im rechtskräftigen Bebauungsplan wurde bereits ein 
Regenrückhaltebecken festgesetzt. Eine 
Versickerung auf den Baugrundstücken aus 
geologischer Sicht nicht möglich ist 
(Subrosionsgefahr). Von der Festsetzung von 
Dachbegrünung wird abgesehen, da diese 
insbesondere bei großen Gewerbeanlagen nur unter 
erheblichem technischen Aufwand umsetzbar ist. 
 Keine Berücksichtigung. 
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Das Regenrückhaltebecken ist bereits ausgeführt. 
Bei der Anlage zur Bereitstellung von Löschwasser 
handelt es sich um einen Behälter, nicht um einen 
Teich. 
 Keine Berücksichtigung. 
 

 

 
Diese Einschätzung ist nicht korrekt. Die Annahme 
einer Bebauung im Sinne des ursprünglichen 
Bebauungsplans Nr. 36 als „Nullvariante“ ist 
sachgemäß und richtig, da das Baurecht über den 
Bebauungsplan existiert (Satzung). Wie bereits 
dargelegt, sind die Auswirkungen einer Bebauung im 
Sinne der 1. Änderung des B-Plans Nr. 36 auf das 
Klima bzw. die Frischluftversorgung der Stadt 
Saalfeld minimal und streng lokal begrenzt. Dies 
geht ebenfalls aus der klimatologischen 
Untersuchung hervor. 
 Keine Berücksichtigung. 

 

 
Es besteht kein Anlass, die Ergebnisse der 
klimatologischen Untersuchung anzuzweifeln. Die 
klimatischen Auswirkungen der 1. Änderung des 
Bebauungsplans sind minimal und streng lokal 
begrenzt. 
 Keine Berücksichtigung.  
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Der Angaben zur maximalen Schallemission wurden 
für den Vorentwurf aus dem ursprünglichen 
Bebauungsplans Nr. 36 übernommen und derzeit im 
Rahmen der Fortschreibung des Gutachtens 
überprüft. Die auf der Planurkunde aufgeführten 
Werte wurden durch den Gutachter errechnet und 
berücksichtigen den Schutz umliegender Nutzungen 
(insbesondere Wohnen). Die hier geforderten Werte 
entsprechen dagegen den Richtwerten der TA Lärm 
für Mischgebiete. Es ist unklar, weshalb eine derart 
niedrige Maximalgrenze festgesetzt werden soll. 
 Keine Berücksichtigung. 
 

 

 
Die Immissionsrichtwerte der TA Lärm lauten 70 
db(A) (Tag und Nacht) für Industriegebiete und 65 
db(A) (Tag) bzw. 45 db(A) (Nacht) für 
Gewerbegebiete. Darüber hinaus handelt es sich um 
Richtwerte, die den generellen Fall betrachten. Eine 
gutachterliche Untersuchung bezieht sich jedoch auf 
einen konkreten Standort und kann deshalb auch die 
verträglichen Werte genauer bestimmen. 
 Keine Berücksichtigung. 
 
Dass eine Streichung der zitierten Aussage in der 
Begründung zur 1. Änderung erfolgt ist, ist schlicht 
falsch. Sie ist nach wie vor Bestandteil der 
Begründung. Ferner versteht der Verfasser der 
Stellungnahme auch die hier getroffene Aussage 
nicht, da die angesprochene Einschränkung in der 
Nachtzeit bereits durch die Beschränkung der 
maximalen Schallemission widergespiegelt wird. 
 Keine Berücksichtigung. 
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Wie bereits ausgeführt, ist der Status Quo das seit 
2006 bestehende Baurecht im B-Plan Nr. 36 und die 
damit mögliche Nutzung der Industrie- und 
Gewerbegebiete. Der Bebauungsplan enthält keine 
Festsetzung zur Zulässigkeit von bestimmten 
Industrie- oder Gewerbezweigen, daher können 
keine Aussagen zu Emissionen getroffen werden. 
Lediglich die Schallemissionen werden bereits auf 
der Ebene des Bebauungsplans eingeschränkt. Die 
angestrebte Bebauungsplanänderung hat keine 
erkennbaren, wesentlichen Auswirkungen auf 
benachbarte landwirtschaftliche Nutzflächen. 
 Keine Berücksichtigung. 
 

 

 
Die Umsetzbarkeit von derartigen Konzepten hängt 
stark vom jeweiligen Gewerbebetrieb ab. Eine solche 
Festsetzung würde den Kreis von möglichen 
Investoren wesentlich einschränken und somit den 
Zweck der Bebauungsplanänderung konterkarieren. 
 Keine Berücksichtigung. 
 

 

 
Eine Bushaltestelle muss nicht auf der Ebene eines 
Bebauungsplans festgesetzt werden. 
 Keine Berücksichtigung. 
 

 

 

 
Das Bebauungsplangebiet ist bereits verkehrlich 
angebunden. Es spricht nichts dagegen, dass 
Radfahrer die bestehenden Straßen mitbenutzen. 
Ein besonderer Bedarf an Radwegen wird ist nicht 
erkennbar. 
 Keine Berücksichtigung. 
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Den Entwurfsunterlagen wird eine spezielle 
artenschutzrechtliche Prüfung (saP) beigefügt. 
 Der Hinweis wird berücksichtigt. 
 

 
 
Das Thüringer Landesamt für Denkmalschutz und 
Archäologie wurde bereits beteiligt. 
 Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 

 

 
Ein entsprechender Hinweis, dass der Bauherr vor 
Beginn der Erdarbeiten zu seinen Lasten die 
Munitionskörperfreiheit nachweisen muss, befindet 
sich bereits auf der Planurkunde. 
 Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 

 

 
Das Bodengutachten von 2002 bildet nach wie vor 
die Grundlage des Bebauungsplans und wird in der 
Entwurfsfassung den B-Planunterlagen beigefügt. 
Diese Bewertung reicht auf der Ebene des 
Bebauungsplans aus und wird nicht weiter 
ausgeführt. Für das individuelle Vorhaben muss der 
Bauherr jedoch eigene Prüfungen veranlassen, 
inwiefern die Bodenverhältnisse ausreichend 
beachtet wurden. Ein entsprechender Hinweis wird 
auf der Planurkunde ergänzt. 
 Der Hinweis wird teilweise berücksichtigt. 
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Die in der Stellungnahme erwähnte Erdumlagerung 
wurde bereits nach Inkraftsetzung des 
ursprünglichen Bebauungsplans Nr. 36 umgesetzt, 
aus diesem Grund ist sie auch nicht mehr 
Gegenstand der 1. Änderung. 
 Keine Berücksichtigung. 

 

 
Die Altlastensituation wurde bereits bei der 
Erarbeitung des B-Plans Nr. 36 von 2006 auf der 
Basis der verfügbaren Informationen berücksichtigt. 
Zu einer erneuten, bzw. umfangreicheren 
Untersuchung besteht derzeit kein Anlass. 
 Keine Berücksichtigung. 
 

 
 
Die formelle Abwägung über eine Beschlussfassung 
im Stadtrat ist im Rahmen der frühzeitigen 
Beteiligung (so der Fall hier) ist rechtlich nicht 
erforderlich. Sollte dennoch eine Beschlussfassung 
durchgeführt werden, erfolgt dies in öffentlicher 
Sitzung. Eine persönliche Einladung erfolgt nicht. 
 Keine Berücksichtigung. 
 
 

 

 
Es besteht kein Zusammenhang mit Inhalten des 
Bebauungsplans. 
 Keine Abwägung erforderlich. 
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Bürger/in 17  

 

 
Die Auswirkungen der Festsetzungen der 
Bebauungsplanänderung in Bezug auf Lärmemission 
werden im Rahmen des aktuell in der Fortschreibung 
befindlichen Lärmgutachtens untersucht. Die 
genannten Richtwerte (nicht Grenzwerte) 
entsprechen Werten eines reinen Wohngebietes. Es 
ist fraglich, ob diese auf die umgebende Bebauung 
angewendet werden können. 
 Der Hinweis wird berücksichtigt. 
 

 

 
Die gegenüberliegende Bebauung (Adlerstraße, 
Gorndorf) ist mindestens 260 m von dem Baufeld 
GE5b entfernt. Das zu errichtende Gebäude wird für 
die Anwohner selbstverständlich wahrnehmbar sein, 
die konkrete Aussage der Stellungnahme ist jedoch 
unklar. In jedem Fall würde eine (bereits jetzt 
mögliche) Bebauung von 15 m über dem Erdboden 
zu einem sehr ähnlichen visuellen Eindruck führen. 
Die Erhöhung der maximalen Bauhöhe im Baufeld 
GE5b wird im Wesentlichen durch das ansteigende, 
natürliche Gelände ausgeglichen. 
 Keine Berücksichtigung. 
 

 

 
Die maximale Gebäudehöhe kann für einen 
Teilbereich des Baufeldes zusätzlich überschritten 
werden (bis auf ca. 30 m über dem Boden). Die 
Festsetzung wird im Entwurf weiter konkretisiert. 
 Keine Abwägung erforderlich. 
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Das Plangebiet verfügt bereits über einen 
Löschwasserbehälter, da alle Bauflächen bereits 
existieren und potenziell bebaut werden können. Das 
Löschwasserkonzept ist außerdem im Rahmen des 
nachgeordneten Baugenehmigungsverfahrens 
anhand des konkreten Vorhabens zu erstellen. 
 Keine Berücksichtigung.  
 

 

 
Die Belange der umgebenden Wohnnutzung wurden 
über das Lärmgutachten berücksichtigt. Die 
Beschränkung der maximalen Emission je Baugebiet 
ist das Ergebnis dieses Gutachtens und setzt bereits 
die Grenze für eine umgebungsverträgliche Nutzung. 
 Keine (weitere) Berücksichtigung. 
 

 

 
Die Dokumente zur frühzeitigen Beteiligung wurden 
im allgemein üblichen PDF-Format bereitgestellt. 
Eventuelle Schwierigkeiten, die von dem Gerät des 
Betrachters ausgehen, können jedoch nicht 
ausgeschlossen werden. 
 Keine Abwägung erforderlich. 
 

 

 
Der Hinweis ist nicht abwägungsrelevant. Die E-
Mailadresse des Stadtplanungsamtes ist auf der 
Webseite der Stadt Saalfeld/Saale zu finden und 
wurde während der Öffentlichkeitsveranstaltung 
genannt. In zukünftigen Bekanntmachungen von 
Öffentlichkeitsbeteiligungen wird nochmal 
ausdrücklich auf die E-Mailadresse hingewiesen. 
 Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
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Bürger/in 18  

 

 
Die Abwägungen zu allen Bauleitplanverfahren 
(Bebauungspläne und Flächennutzungsplan) werden 
durch den Stadtrat vorgenommen, wobei zuvor ein 
Abwägungsvorschlag durch die Verwaltung erstellt 
wird. Die Abwägung ist ein stetiger Prozess, der 
immer dann stattfindet, wenn unterschiedliche 
Nutzungsansprüche in Konflikt geraten. Nach 
Offenlage des Entwurfs wird die Abwägung per 
Stadtratsbeschluss bestätigt. Im konkreten Fall 
besteht kein Anlass dazu, die Gewerbenutzung im 
Bebauungsplan in Frage zu stellen. Die 1. Änderung 
des B-Plans Nr. 36 passt lediglich einige 
Festsetzungen an, während die grundsätzliche 
Verwendung der Flächen unangetastet bleibt. 
 Keine Berücksichtigung. 
 

 

 
Auf der Ebene der Bauleitplanung kann keine 
Selektierung „nachhaltiger“ Firmen vorgenommen 
werden, zudem dieser Begriff zunächst eindeutig 
definiert werden müsste. Grundsätzlich ist in Bezug 
auf die Festsetzungen der 1. Änderung des B-Plans 
Nr. 36 kein Konflikt mit der noch in Bearbeitung 
befindlichen Nachhaltigkeitsstrategie erkennbar. 
 Keine Berücksichtigung. 
 

 

 
Die klimatischen Auswirkungen einer Bebauung im 
Sinne der Festsetzungen des Bebauungsplans 
wurden untersucht und sind geringfügig und lokal 
begrenzt. 
 Keine (weitere) Berücksichtigung. 
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Die Darstellung ist aufgrund des Maßstabs 
naturgemäß schematisch. Das klimatologische 
Gutachten, welches den Inhalt des Bebauungsplans 
konkret untersucht, ist zum Ergebnis gekommen, 
dass aufgrund der geplanten Bebauung keine 
negativen Auswirkungen auf das Stadtklima zu 
befürchten sind. 
 Keine (weitere) Berücksichtigung. 

Bürger/in 19  

 

 
Die klimatischen Auswirkungen der 
Bebauungsplanänderung wurden bereits untersucht 
und sind nur geringfügig ausgeprägt. Über sonstige 
Emissionen kann noch keine Aussage gemacht 
werden, dies kann erst im 
Baugenehmigungsverfahren auf der Basis des 
konkreten Vorhabens geschehen. Geschützte 
Tierarten werden im Rahmen der speziellen 
artenschutzrechtlichen Prüfung (saP) untersucht, die 
den Entwurfsunterlagen beigefügt wird. 
 Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
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Es handelt sich um ein bestehendes Industriegebiet 
(zukünftig Gewerbegebiet), welches in seinen 
Festsetzungen angepasst wird. Eine visuell negative 
Wirkung auf das Erscheinungsbild der Saalfelder 
Kernstadt oder auf Attraktionen der Stadt (z.B. Hoher 
Schwarm, Feengrotten) ist nicht unmittelbar zu 
befürchten. 
 Keine Berücksichtigung. 
 

 

 
Anhand der vorgesehenen Festsetzungen der 
Bebauungsplanänderung, die sich auf einem 
bestehenden Industrie- bzw. Gewerbegebiet 
erstreckt, ist kein Verlust an Wohnqualität oder 
Verkehrswert umliegender Grundstücke zu erwarten. 
Der Verfasser nennt keine konkreten Ursachen, die 
zu dem von ihm erwarteten Wertverlust führen. 
 Keine Berücksichtigung. 
 

Bürger/in 20  

 

 
 Keine Abwägung erforderlich. 

 

 
Bestehende Gehölzstrukturen sowie die 
Streuobstwiese innerhalb des Geltungsbereichs 
stehen entsprechend des B-Plans nicht für eine 
Bebauung zur Verfügung. Die Baugebiete GE 5a und 
GE 5b stellen erhebliche bauliche Potenziale für den 
gesamten Bebauungsplan dar und sind für das 
Plankonzept von zentraler Bedeutung. Das 
klimatologische Gutachten zeigt zudem, dass sich 
die vorgesehene Bebauungsplanänderung 
(gemessen am aktuell zulässigen Baurecht) nur 
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minimal auf die klimatische Situation auswirken wird. 
Für eine Infragestellung der Grundzüge der Planung 
des B-Plans Nr. 36 besteht im Rahmen der 1. 
Änderung kein Anlass. Ferner entspricht die Nutzung 
des Standortes zu gewerblichen Zwecken dem 
Regionalplan Ostthüringen. Es handelt sich hier um 
ein „Vorranggebiet für bedeutsame Industrie- und 
Gewerbeansiedlungen“. 
 Keine Berücksichtigung 
 

 

 
Wie bereits dargelegt, nimmt die 1. Änderung des 
Bebauungsplans Nr. 36 keine neuen, unbebauten 
Flächen in Anspruch. Es geschieht lediglich eine 
Anpassung des bestehenden Baurechts. 
 Keine Berücksichtigung. 
 

 

 
Trotz dieser Einschätzung liegt bereits jetzt eine 
doppelte Barrierewirkung für Luftströme in Richtung 
Stadtgebiet durch den Bahndamm und der ebenfalls 
erhöht errichteten B281 (Nordtangente/ 
Nordumgehung) vor. Diese Hindernisse können nicht 
beseitigt werden können. Das vorliegende 
Bebauungsplanverfahren betrachtet die 
Auswirkungen der vorgesehenen Anpassungen im 
Vergleich zum bereits jetzt möglichen Ausmaß der 
baulichen Nutzung. Diese sind, wie bereits dargelegt, 
nur geringfügig und wirken sich nicht auf das weitere 
Stadtgebiet aus. 
 Keine Berücksichtigung. 
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Es handelte sich um die frühzeitige Beteiligung der 
Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB. Hierbei 
müssen noch nicht alle insgesamt notwendigen 
Unterlagen vorgelegt werden, da die frühzeitige 
Information über die Ziele und Zwecke der Planung 
im Vordergrund stehen. Der Entwurf der B-Plan-
Änderung wird im Rahmen der Offenlage (§ 3 Abs. 2 
BauGB) zusammen mit weiteren Unterlagen 
vorgelegt. Darunter auch das fortgeschriebene 
Lärmgutachten sowie die spezielle 
artenschutzrechtliche Prüfung (saP). 
 Der Hinweis wird berücksichtigt. 
 
Das klimatologische Gutachten ist korrekt, da vom 
aktuellen, rechtskräftigen Zustand ausgegangen 
wird. Die Abwägung des ursprünglichen Eingriffes in 
den Naturhaushalt wurde durch den Stadtrat der 
Stadt Saalfeld/Saale im Bebauungsplanverfahren mit 
Rechtskraft im Jahr 2006 vorgenommen. 
Dementsprechend wird im vorliegenden Verfahren 
lediglich der veränderte Einfluss der vorgesehenen 
Änderungen untersucht. 
 Keine Berücksichtigung. 
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Bürger/in 21  

 

 
HINWEIS: Diese Stellungnahme wurde mit nahezu 
identischem Inhalt bereits unter dem Punkt 
„Bürger/in 20“ behandelt. Lediglich der Absender 
unterscheidet sich, indem einmal der Landesverband 
und einmal der Kreisverband angegeben wird. 
Bezüglich der aufgeführten Inhalte wird auf den 
vorhergehenden Gliederungspunkt verwiesen. 
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Bürger/in 22  

 

 
Die Erhöhung der maximalen Bauhöhe ist 
Kernbestandteil der vorgesehenen Flexibilisierung 
der Nutzungsmöglichkeiten, da gerade der 
großflächige Bereich (jetzt: GE 5a und 5b) noch 
keiner Nutzung zugeführt werden konnte. In Bezug 
auf die Veränderung der maximalen Bauhöhe im 
Bebauungsplan wurde das Landschaftsbild 
berücksichtigt. Die Erhöhung der Bauhöhe im 
Baugebiete GE 5b wird im Wesentlichen durch das 
ansteigende, natürliche Gelände ausgeglichen.  
 Keine Berücksichtigung. 
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Bei der Anpassung der Bauhöhe im östlichen 
Baugebiet wurde die Auswirkung auf das 
Landschaftsbild berücksichtigt. Aus diesem Grund 
erfolgte die Teilung dieses Gebietes in die Bereiche 
GE 5a und GE 5b und die Erhöhung wurde nur auf 
die Südhälfte angewendet. Dies stellt einen 
Kompromiss zwischen der Erweiterung der baulichen 
Nutzungsmöglichkeiten einerseits und der Schonung 
des Landschaftsbilds andererseits dar. 
 Keine (weitere) Berücksichtigung.  
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Es ist richtig, dass eine gewerbliche Ansiedlung in 
den noch unbebauten Bereichen des 
Bebauungsplans Nr. 36 von Aussichtspunkte wie 
z.B. dem so genannten „Schwarmblick“ 
(Ortsausgang Kernstadt Saalfeld, Richtung OT 
Arnsgereuth, auf einer Erhöhung nordwestlich der 
B281) wahrgenommen werden kann. Allerdings 
muss auch hier festgehalten werden, dass eine 15 m 
hohe Bebauung (gemessen vom Erdboden) bereits 
auf dem kompletten östlichen Baufeld nach jetzigem 
Stand zulässig ist. Die bereits dargelegt, wird die nun 
geplante, zusätzliche Erhöhung um 5 m bereits 
durch das ansteigende Gelände kompensiert. Die 
teilräumliche Zulässigkeit von Gebäuden mit einer 
Höhe von bis zu ca. 30 m über den Erdboden ist eine 
zusätzliche Erweiterung, die jedoch teilräumlich 
begrenzt ist. Dies ist das Ergebnis des planerischen 
Abwägungsprozesses. 
 Keine (weitere) Berücksichtigung. 
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Zwar wurde eine vollständige Bebauung des 
Bebauungsplanes noch nicht vorgenommen (was 
letztlich der Grund für die angestrebte Änderung 
darstellt), allerdings handelt es sich um bestehendes 
Baurecht, welches über ein eigenes, in sich 
abgewogenes Bebauungsplanverfahren geschaffen 
wurde. Im Ergebnis bedeutet das, dass die Flächen 
ebenso gut bereits jetzt bebaut sein könnten. Unter 
diesen Voraussetzungen ist es auch korrekt, dass 
das nun angefertigte, klimatologische Gutachten 
auch von diesem Status Quo ausgeht, obwohl auch 
der erstmalige Eingriff noch nicht stattgefunden hat. 
Im Rahmen des vorliegenden 
Bebauungsplanverfahrens werden dementsprechend 
die Auswirkungen der vorgesehenen Anpassungen 
der 1. Änderung untersucht. 
 Keine Berücksichtigung. 
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Der genannte geotechnische Bericht wird im 
Rahmen der Offenlage des Entwurfs den 
Planunterlagen beigefügt. Auch wenn es sich beim 
Plangebiet tatsächlich um ein Subrosionsgebiet 
handelt, ist eine Bebauung deshalb nicht von 
vornherein ausgeschlossen. Das Bodengutachten 
stellt die allgemeine Situation im Plangebiet dar. Es 
obliegt dem Bauherrn, das für sein Vorhaben 
maßgebliche Risiko abzuschätzen und die 
erforderlichen Sicherungsmaßnahmen zu 
veranlassen. Der Hinweis bezüglich der 
Baugrundsituation wird auf der Planurkunde weiter 
konkretisiert. 
 Der Hinweis wird teilweise berücksichtigt. 
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Die spezielle artenschutzrechtliche Prüfung (saP) 
wird den Entwurfsunterlagen beigefügt. 
 Der Hinweis wird berücksichtigt. 

 

 
Die im rechtskräftigen Bebauungsplan Nr. 36 von 
2006 festgesetzte Grünfläche entlang der 
Industriestraße wird zur Sicherstellung einer 
Mindestdurchgrünung des Plangebietes im Entwurf 
zur 1. Änderung wieder aufgenommen. Das aktuell 
gültige Planungsrecht wird somit beibehalten.  
Die GRZ wird jedoch von ursprünglich 0,7 auf die 
gem. § 17 BauNVO zulässige Größe von 0,8 erhöht.  
 Der Hinweis wird berücksichtigt. 
 

 

 

 
Das Bauleitplanverfahren zur 1. Änderung des 
Bebauungsplans Nr. 36 befasst sich mit der 
vorgesehenen Änderung der Festsetzungen und 
entscheidet nicht über die Ansiedlung eines 
konkreten Vorhabens. Dies kann das 
Bebauungsplanverfahren auch nicht leisten, dessen 
Aufstellung und Fortführung wiederum dem Stadtrat 
obliegt. Dennoch wurde am 05.11.2019 eine 
zusätzliche Bürgerversammlung veranstaltet, in der 
jedoch ebenso im Wesentlichen über ein konkretes 
Vorhaben diskutiert wurde. Die Pflicht zur Beteiligung 
der Öffentlichkeit und der Träger öffentlicher 
Belange, Nachbargemeinden und Behörden im 
Verfahren werden weiterhin vollumfänglich erfüllt. 
 Keine Berücksichtigung. 
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Bürger/in 23  

 
 
 
 
 
 
 
 

 
Die Flächen innerhalb des Geltungsbereichs sind 
bereits jetzt Bauflächen, die jederzeit (entsprechend 
den Festsetzungen des Bebauungsplans) bebaut 
werden können. Der Umweltbericht gibt Aufschluss 
über die Eingriffe in den Naturhaushalt bei 
Durchführung des Bebauungsplans. Eine spezielle 
artenschutzrechtliche Prüfung (saP) wird den 
Entwurfsunterlagen beigefügt. 
 Keine Abwägung erforderlich. 
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Bürger/in 24  

 

 
Die Abwägung zwischen allen öffentlichen Belangen 
(z.B. klimatische, soziale und wirtschaftliche Aspekte 
sowie die Auswirkungen auf das Landschaftsbild) 
sind Bestandteil des Bebauungsplanverfahrens und 
werden nach der Offenlage nach §§ 3 Abs. 2 und 4 
Abs. 2 BauGB durch den Stadtrat der Stadt 
Saalfeld/Saale verbindlich vorgenommen. Eine 
Abwägungsentscheidung, die z.B. zu Lasten des 
Naturhaushaltes ausfällt, ist nicht allein deshalb 
„entgegen gesetzlicher Vorgaben“ getroffen worden, 
wie die Stellungnahme es zum Ausdruck bringt. 
 Keine Berücksichtigung. 
 
Zwar wurde eine vollständige Bebauung des 
Bebauungsplanes noch nicht vorgenommen (was 
letztlich der Grund für die angestrebte Änderung 
darstellt), allerdings handelt es sich um bestehendes 
Baurecht, welches über ein eigenes, in sich 
abgewogenes Bebauungsplanverfahren geschaffen 
wurde. Im Ergebnis bedeutet das, dass die Flächen 
ebenso gut bereits jetzt bebaut sein könnten. Unter 
diesen Voraussetzungen ist es auch korrekt, dass 
das nun angefertigte, klimatologische Gutachten 
auch von diesem Status Quo ausgeht, obwohl auch 
der erstmalige Eingriff noch nicht stattgefunden hat. 
Im Rahmen des vorliegenden 
Bebauungsplanverfahrens werden dementsprechend 
die Auswirkungen der vorgesehenen Anpassungen 
der 1. Änderung untersucht. 
 Keine Berücksichtigung. 
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Es ist unklar, inwiefern die Anpassung von einzelnen 
Festsetzungen in einem bestehenden Industriegebiet 
(zukünftig: Gewerbegebiet) der Anforderung einer 
sozial gerechten Bodennutzung widersprechen soll. 
Auch die Verletzung der anderen, hier genannten 
Anforderungen ist hinsichtlich der vorgesehenen 
Festsetzungen der 1. Änderung des B-Plans Nr. 36 
sowie der getroffenen Maßnahmen (Anhebung der 
maximal zulässigen Bauhöhe nur in GE 5b, 
Begrenzung der Schallemission) nicht ablesbar. 
 Keine Berücksichtigung.  
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Bürger/in 25  

 

 
Die Verweise auf ein konkretes Vorhaben stehen 
nicht im Zusammenhang mit Festsetzungen des 
Bebauungsplans und können dementsprechend 
nicht abgewogen werden. 
 Keine Abwägung erforderlich. 
 
Beeinträchtigungen des Kurstadtstatus der Stadt 
Saalfeld/Saale sind nur aufgrund der geplanten 
Festsetzungen der 1. Änderung nicht zu befürchten. 
 Keine Berücksichtigung. 
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Bürger/in 26  

 

 
Dies ist eine Frage der Abwägung zwischen 
unterschiedlichen Interessen, hier insbesondere 
zwischen Aspekten des Stadt- und 
Landschaftsbildes sowie der wirtschaftlichen 
Entwicklung. Die ästhetischen Auswirkungen von 
baulichen Anlagen sind naturgemäß subjektiv und 
nur schwer nach objektiven Kriterien zu bewerten. 
Letztlich ist jedoch der bereits vorhandene 
Bebauungsplan ausschlaggebend, da er eine 
umfangreiche gewerbliche Nutzung des Standortes 
bereits rechtskräftig definiert hat. Wichtige städtische 
Sehenswürdigkeiten wie z.B. die Altstadt, der Hohe 
Schwarm sowie die Feengrotten werden durch die 
potenzielle Bebauung nicht beeinträchtigt. Insofern 
erscheinen die Inhalte der 1. Änderung des 
Bebauungsplans vertretbar. 
 Keine (weitere) Berücksichtigung. 
 

 
 
Die Relevanz dieser Frage für das 
Bebauungsplanverfahren ist unklar. 
 Keine Berücksichtigung. 
 

 

 
Die Eigentumsverhältnisse der Grundstücke im 
Plangebiet haben keinen Einfluss auf den 
Abwägungsprozess. Die Anforderung des 
Baugesetzbuches, dass eine gerechte Abwägung 
aller Belange stattzufinden hat, gilt in jedem Fall. 
 Keine Berücksichtigung. 
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Für eine frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit, der 
Träger öffentlicher Belange, der Nachbarkommunen 
sowie der Behörden gemäß §§ 3 Abs. 1 und 4 Abs. 1 
BauGB ist die Verwaltung dieser Pflicht in 
ausreichendem Maße nachgekommen. 
 Keine Berücksichtigung. 

 

 
Das geologische Gutachten diente zur Grundlage 
des ursprünglichen Bebauungsplans Nr. 36 von 
2006, der bereits verbindliches Baurecht für die im 
Bebauungsplan festgesetzten Baugebiete definiert 
hat. Diese Ausgangsbedingungen, ebenso wie die 
Hinweise auf das Subrosionsgebiet, werden für das 
Verfahren zur 1. Änderung übernommen. Den 
Entwurfsunterlage wird für die zweite 
Beteiligungsphase das Bodengutachten beigefügt. 
 Der Hinweis wird berücksichtigt. 
 

 

 
 
Das Baugesetzbuch spricht von „sich wesentlich 
unterscheidenden Lösungen“, die für die 
Neugestaltung oder die Entwicklung eines Gebiets in 
Betracht kommen“. Das vorliegende Verfahren zielt 
jedoch lediglich auf eine Modifikation eines 
bestehenden Bebauungsplans ab, nicht auf eine 
Neugestaltung. Aufgrund dessen ist die Fülle an 
alternativen Lösungen naturgemäß erheblich 
reduziert und beschränkt sich ggf. nur auf eine 
Variante ohne jede Änderung (Nullvariante). Die 
frühzeitige Beteiligung zum 1. Änderungsverfahren 
des Bebauungsplans Nr. 36 wird nicht stattfinden, da 
frühzeitige Beteiligungen grundsätzlich nicht 
wiederholt werden. Nach Erstellung der 
Entwurfsunterlagen schließt sich die Beteiligung 
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gemäß §§ 3 Abs. 2 und 4 Abs. 2 BauGB an. 
 Keine Berücksichtigung. 
 

 
 
Es besteht kein Zusammenhang mit Inhalten des 
Bebauungsplans. 
 Keine Abwägung erforderlich. 
 

 
 
Die Entscheidung über die Aufstellung, Änderung 
oder Aufhebung eines Bebauungsplans obliegt der 
Gemeinde. Diese Frage ist nicht Gegenstand der 
Abwägung. 
 Keine Berücksichtigung. 
  
 

 

 
Die Wahl des Teilbereichs GE 5b für die Anhebung 
der maximalen Bauhöhe begründet sich mit der 
besonderen Lage. Gemessen von der Mitte des 
Gebietes GE 5a bis zur Mitte von GE 5b liegt bereits 
ein Höhenunterschied von ca. 9 m. Eine Erhöhung, 
die nur die südliche Hälfte (also GE 5b) betrifft wird 
somit bereits durch das ansteigende Gelände 
ausgeglichen. Somit können die 
Nutzungsmöglichkeiten in einem Teil des 
Bebauungsplans flexibilisiert werden, während 
gleichzeitig das Landschaftsbild nicht übermäßig 
beeinträchtigt wird. 
 Keine Berücksichtigung. 
 

 
 
Diese Maßnahme ist auf eine zwischenzeitlich 
geänderte Gesetzgebung zurückzuführen. 
 Keine Berücksichtigung. 
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Das öffentliche Baurecht enthält mit dem 
umfangreichen Verfahren zur Aufstellung eines 
Bebauungsplans bereits Mechanismen, um die 
Gefahr von Beeinträchtigungen umliegender 
Nutzungen (nicht nur der Nachbarn) erkennbar zu 
machen. Auf der Basis der gewonnenen 
Erkenntnisse werden anschließend Maßnahmen wie 
z.B. die Beschränkung der maximalen Lärmemission 
getroffen, um die Beeinträchtigungen zu minimieren. 
 Keine (weitere) Berücksichtigung. 
 

 

 
Mit dem Mittel des Bebauungsplans können keine 
Festsetzungen zu einer erforderlichen Anzahl an 
Arbeitsplätzen oder bestimmte Arbeitsbedingungen 
festgesetzt werden, dafür existiert keine 
Rechtsgrundlage. 
 Keine Berücksichtigung. 
 

Bürger/in 27  

 

 
Im Rahmen der Entwurfserstellung wird eine 
spezielle artenschutzrechtliche Prüfung (saP) 
durchgeführt, die den Unterlagen beigefügt wird. 
(Anm.: Waschbären sind keine geschützten Tiere) 
 Der Hinweis wird berücksichtigt. 
 

 
 
Es besteht kein Zusammenhang mit Inhalten des 
Bebauungsplans. 
 Keine Abwägung erforderlich. 
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Aus planungsrechtlichen Gesichtspunkten ist die 
Erschließung des Plangebietes gesichert, bzw. es 
gibt keine Anhaltspunkte dafür, dass der derzeitige 
Erschließungszustand den Anforderungen 
zukünftiger Nutzungen nicht entsprechen könnte. 
 Keine Berücksichtigung. 
 

 

 
In Bezug auf die maximal zulässige Lärmemission 
gibt es bereits jetzt im B-Plan festgesetzte 
Grenzwerte, die durch das fortgeschriebene 
Lärmgutachten ggf. aktualisiert werden. In Bezug auf 
die übrigen Emissionen kann keine explizite 
Festsetzung getroffen werden. Diese sind im 
Baugenehmigungsverfahren auf der Basis des 
konkreten Vorhabens zu prüfen. 
 Keine (weitere) Berücksichtigung. 
 
 

 

 
Anhand der vorgesehenen Festsetzungen der 
Bebauungsplanänderung, die sich auf einem 
bestehenden Industrie- bzw. Gewerbegebiet 
erstreckt, ist kein Verlust an Wohnqualität oder 
Verkehrswert umliegender Grundstücke zu erwarten. 
 Keine Berücksichtigung. 
 

 
 
Die Festsetzung zur Erhöhung der maximalen 
Bauhöhe wurde unter Berücksichtigung des 
Landschaftsbildes getroffen. Die zukünftig zulässige 
Bauhöhe im Teilbereich GE 5b wird im Wesentlichen 
bereits durch das natürlich ansteigende Gelände im 
Bereich GE 5a ausgeglichen. Die Auswirkungen der 
Festsetzung auf das Landschaftsbild sind somit (im 
Vergleich zum bestehenden Baurecht) gering.  
 Keine Berücksichtigung. 
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Es besteht kein Zusammenhang mit Inhalten des 
Bebauungsplans. 
 Keine Abwägung erforderlich. 
 

 

 
Auch wenn es sich beim Plangebiet tatsächlich um 
ein Subrosionsgebiet handelt, ist eine Bebauung 
deshalb nicht von vornherein ausgeschlossen. Das 
Bodengutachten stellt die allgemeine Situation im 
Plangebiet dar. Es obliegt dem Bauherrn, das für 
sein Vorhaben maßgebliche Risiko abzuschätzen 
und die erforderlichen Sicherungsmaßnahmen zu 
veranlassen. Der Hinweis bezüglich der 
Baugrundsituation wird auf der Planurkunde weiter 
konkretisiert. 
 Der Hinweis wird teilweise berücksichtigt. 
 

 

 
Die Hochspannungsleitung wurde bereits im 
ursprünglichen Bebauungsplan Nr. 36 von 2006 
(Rechtskraft) berücksichtigt und entsprechend 
planungsrechtlich gesichert. 
 Keine Berücksichtigung. 
 
 

Bürger/in 28  

 

 
 Keine Abwägung erforderlich 
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 Keine Abwägung erforderlich. 

 

 
 Keine Abwägung erforderlich. 

 

 
Obwohl die Baugebiete nun vollständig als 
Gewerbegebiete anstatt als eine Mischung von 
Gewerbe- und Industriegebiete ausgewiesen 
werden, gab es schon seit Rechtskraft des B-Plans 
Nr. 36 von 2006 eine Beschränkung der maximal 
zulässigen Lärmemission, die sich deutlich unterhalb 
der Richtwerte für eine Industriegebiet bewegten. In 
dieser Hinsicht wird sich nicht viel verändern. 
 Keine Abwägung erforderlich. 
 

 

 
Die GRZ im Baugebiet GE 2 wird im Entwurf von 
ursprünglich 0,7 auf 0,8 erhöht, was der Obergrenze 
laut BauNVO entspricht. Hinsichtlich der kleineren 
Parzellengrößen in diesem Bereich des 
Bebauungsplans wird die Festsetzung dieser GRZ 
als sinnvoll erachtet, um eine möglichst hohe 
Auslastung der gewerblichen Bauflächen zu 
erreichen und somit einer weiteren Ausdehnung der 
gewerblichen Bauflächen entgegen zu wirken.  
 Der Hinweis wird teilweise berücksichtigt. 
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Der Zweck, der mit der Anhebung der maximalen 
Bauhöhe verfolgt wird, ist die Flexibilisierung der 
baulichen Nutzungsmöglichkeiten in einem 
Teilbereich des Bebauungsplans. Der Grund, warum 
dies gerade im Baugebiet GE 5b festgesetzt wird, 
liegt in der besonderen Lage des Gebietes. Die 
Festsetzung zur Erhöhung der maximalen Bauhöhe 
wurde unter Berücksichtigung des Landschaftsbildes 
getroffen. Die zukünftig zulässige Bauhöhe im 
Teilbereich GE 5b wird im Wesentlichen bereits 
durch das natürlich ansteigende Gelände im Bereich 
GE 5a ausgeglichen. Die Auswirkungen der 
Festsetzung auf das Landschaftsbild sind somit (im 
Vergleich zum bestehenden Baurecht) gering. Die 
städtebaulichen Gründe liegen in der Bereitstellung 
von Bauplätzen, die auch von Gewerbebetrieben in 
Anspruch genommen werden können, die über 
besonders große Gebäude oder Gebäudeteile 
verfügen. Eine solche Möglichkeit besteht nirgendwo 
sonst in der Stadt Saalfeld, sodass der Standort 
vollkommen neue Möglichkeiten bietet. 
 Keine Berücksichtigung. 
 

 

 
Die Auswirkung der zulässigen Bauhöhe im 
Bebauungsplan auf die Schallabstrahlung wird im 
Rahmen der Fortschreibung des Lärmgutachtens 
untersucht. 
 Der Hinweis wird berücksichtigt. 
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Dies ist eine Frage der Abwägung zwischen 
unterschiedlichen Interessen, hier insbesondere 
zwischen Aspekten des Stadt- und 
Landschaftsbildes sowie der wirtschaftlichen 
Entwicklung. Die ästhetischen Auswirkungen von 
baulichen Anlagen sind naturgemäß subjektiv und 
nur schwer nach objektiven Kriterien zu bewerten. 
Letztlich ist jedoch der bereits vorhandene 
Bebauungsplan ausschlaggebend, da er eine 
umfangreiche gewerbliche Nutzung des Standortes 
bereits rechtskräftig definiert hat. Wichtige städtische 
Sehenswürdigkeiten wie z.B. die Altstadt, der Hohe 
Schwarm sowie die Feengrotten werden durch die 
potenzielle Bebauung nicht beeinträchtigt. Insofern 
erscheinen die Inhalte der 1. Änderung des 
Bebauungsplans vertretbar. 
 Keine (weitere) Berücksichtigung. 
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Der Kurstadtstatus der Stadt Saalfeld/Saale wird 
durch die geplanten Festsetzungen des 
Bebauungsplans nicht beeinträchtigt. 
 Keine Berücksichtigung. 
 

 

 
 Keine Abwägung erforderlich. 
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Bürger/in 29  

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Es besteht kein Zusammenhang mit Inhalten des 
Bebauungsplans. 
 Keine Abwägung erforderlich. 
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Es besteht kein Zusammenhang mit Inhalten des 
Bebauungsplans. 
 Keine Abwägung erforderlich. 
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Büger/in 30  

 

 
Die Aufstellung (bzw. auch die Änderung) eines 
Bebauungsplans bietet die Möglichkeit, auch 
abweichend von der vorhandenen Baustruktur in der 
Umgebung, neues Baurecht zu schaffen. Die 
Anhebung der maximalen Bauhöhe dient explizit der 
Flexibilisierung der baulichen Möglichkeiten am 
Standort, da aktuell die Errichtung aller Anlagen 
ausgeschlossen wird, die produktionsbedingt über 
eine größere Bauhöhe verfügen. In Bezug auf die 
Veränderung der maximalen Bauhöhe im 
Bebauungsplan wurden das Landschaftsbild und das 
Stadtbild berücksichtigt. Die Erhöhung der Bauhöhe 
im Baugebiet GE 5b wird im Wesentlichen durch das 
ansteigende, natürliche Gelände ausgeglichen. 
Gleichzeitig ist eine visuell negative Wirkung auf das 
Erscheinungsbild der Saalfelder Kernstadt oder auf 
Attraktionen der Stadt (z.B. Hoher Schwarm, 
Feengrotten) ist nicht unmittelbar zu befürchten. Die 
zusätzliche Überschreitung betrifft nur einen 
Teilbereich des gesamten Baufeldes. Allerdings wird 
die Festsetzung zur zusätzlichen Überschreitung der 
maximalen Bauhöhe insofern überarbeitet, dass den 
Anforderungen einer ausreichenden 
planungsrechtlichen Bestimmtheit entsprochen wird. 
 Keine Berücksichtigung. 

 


